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Ausgangslage

Fir die Umsetzung der Einheitsgemeinde wurden unter der Fiihrung einer Steuergruppe
funf verschiedene Teilprojektgruppen mit je klar definierten Auftragen eingesetzt. Die
Gruppen wurden paritatisch mit Mitgliedern seitens der Politischen Gemeinde und der
Schulgemeinde besetzt.

Im Auftrag der Teilprojektgruppe Personal/Verwaltung hat die Arbeitsgruppe neue PVO
an neun Sitzungen die neue PVO sowie die neuen VB erarbeitet. Der Arbeitsgruppe neue
PVO gehdren an:

a) Schulgemeinde:
¢ Vincenza Marino, Leiterin Dienste
» Julia Mehlisch, Personalbeauftragte Schule (bis 31.12.2025)
+ Marleen Helbling, Vertreterin Personal
» Claudia Stockli; Vertreterin Personal

b) Politische Gemeinde:
» Beat Grob, Gemeindeschreiber
» David Gerig, stv. Gemeindeschreiber / Mirco Blattner, stv. Gemeindeschreiber
» Stephan Sandhofer, Springer / Stephanie Grubenmann, Leiterin Personal
» Ilaria Berti, Vertreterin Personal
» Bettina Zehnder, Vertreterin Personal

Vernehmlassung bei den Mitarbeitenden

Am Freitag, 21. November 2025, hat die Arbeitsgruppe neue PVO dem gesamten Perso-
nal die neue PVO sowie die neue VB vorgestellt und die Vernehmlassung lber die beiden
Regelwerke gestartet. Die Unterlagen wurden zusatzlich mittels Schreiben allen
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Mitarbeitenden zur Verfiigung gestellt. Die Frist fur die Mitarbeitenden zur Einreichung
ihrer Stellungnahmen lief am Montag, 5. Januar 2026 ab. Fir die neue PVO ging eine
Stellungnahme ein, fir die neuen VB zwei Stellungnahmen. Diese lauten wie folgt:

« PVO Art. 31: Was ist genau mit dieser Bestimmung gemeint? Die fiir das Personal
geltenden Bedingungen bei der BVK und somit laut Art. 71 Abs. 2 POV? Bekanntlich
hat das Gemeindepersonal mehr als nur eine Versicherung.

VB § 59 Ziff. 4: Zweiter Satz ersatzlos streichen.

e VB § 112: Text der alten VB wurde nicht in neue VB GUbernommen.

Die drei eingereichten Stellungnahmen (Fragen, Hinweise, Bemerkungen) hat die AG an
ihrer Sitzung vom Montag, 12. Januar 2026, beraten und die beiden Regelwerke ent-
sprechend bereinigt. Zudem wurden noch kleine grammatikalische Korrekturen vorge-
nommen.

Parallel zur Revision der Personalverordnung und der Vollzugsbestimmungen wurde
auch das Jahresarbeitszeitreglement revidiert. Dieses wurde an zwei Abteilungsleiten-
densitzungen eingehend diskutiert und zuhanden des Gemeinderates verabschiedet.

Die Vollzugsbestimmungen und das Jahresarbeitszeitreglement wurden inhaltlich aufei-
nander abgestimmt. Entsprechend wurde flir die letzte Lesung im Gemeinderat noch-
mals eine Anpassung vorgenommen. Gemass Art. 16 «Bezug von Ferien» der Vollzugs-
bestimmungen sollen die Mitarbeitenden ihre Ferien grundsatzlich innerhalb eines Jah-
res beziehen. Die bisher vorgesehene Mdéglichkeit, bis zu zehn Ferientage auf das Folge-
jahr zu Ubertragen, wurde gestrichen.

Das Jahresarbeitszeitreglement wird dem Gemeinderat mit einem separaten Beschluss
zur Genehmigung vorgelegt.

Zustandigkeiten

Gemass Art. 13 Ziff. 1 der heute geltenden Gemeindeordnung liegt die Zustandigkeit flr
den Erlass des Arbeitsverhdltnisses der Gemeindeangestellten bei der Gemeindever-
sammlung. Die neue Verordnung wurde an der Gemeindeversammlung vom 12. Juni
2026 abgenommen.

Die Festsetzung sowie Anpassungen der VB liegen in der Kompetenz des Gemeinderates

gemass geltender Gemeindeordnung Art. 25 Ziff. 2. Die neuen VB liegt in den Beilagen
zur Abnahme auf.
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DER GEMEINDERAT BESCHLIESST:

1. Die neuen Vollzugsbestimmungen zur Personalverordnung werden im aktuellen
Stand gutgeheissen und definitiv abgenommen.

2. Die neuen Vollzugsbestimmungen treten riickwirkend per 1. August 2026 in Kraft.

3. Die Verwaltungsleitung wird mit der Publikation (inkl. Rechtsmittelbelehrung) beauf-
tragt.

Mitteilung an:

« Gemeindeschreiber Beat Grob

+ Leiterin Personal Stephanie Grubenmann

» Leiterin Dienste Schulverwaltung Vincenza Marino

FUR RICHTIGEN AUSZUG
GEMEINDERAT VOLKETSWIL

A fd

2. September 2026

Qualified Electronic Signature by :: SwissSign
Beat Grob

Gemeindeschreiber

vers.: 03.09.2026
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Vollzugsbestimmungen zur Personalverordnung der
Gemeinde Volketswil

I. Allgemeine Bestimmungen

Diese Vollzugsbestimmungen werden gestitzt auf die
Personalverordnung der Gemeinde Volketswil (PVO) vom
12. Juni 2026 erlassen.

Art. 1 Stellenbeschreibungen
Die Leitenden der Verwaltungsabteilungen erlassen fir die
Stellen in ihren Bereichen Stellenbeschreibungen.

Die Stellenbeschreibungen dienen der Umschreibung von Auf-
gaben, Kompetenzen und Verantwortung der Stelleninhaberin-
nen und -inhaber und bilden die Grundlage fiir die Lohneinrei-
hung sowie fir die Mitarbeitendenbeurteilung.

Art. 2 Verwaltungsleitung
Die Gemeindeschreiberin oder der Gemeindeschreiber hat die
Verwaltungsleitung inne.

Far die Abteilung Bildung nimmt die Geschéftsleitung der
Schule die Aufgaben der Verwaltungsleitung wahr.

II1. Arbeitsverhadltnis

A. Begriindung und Dauer

Art. 3 Artikeltitel

t Zur Berechnung des Dienstalters werden alle Anstellungsver-
haltnisse berilicksichtigt.

2 Anstellungsverhaltnisse bei der ehemaligen Politischen Ge-
meinde und Schulgemeinde werden bericksichtigt.
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III. Lohn

A. Allgemeine Bestimmungen

Art. 4 Termine fiir Beforderungen, Riickstufungen und
Zulagen

! Ordentlicher Beférderungstermin ist der 1. Januar.

2 Beforderungen zur Anerkennung des Erwerbs eines besonde-
ren Fachausweises oder des Abschlusses einer beruflichen Wei-
terbildung, an der ein dienstliches Interesse besteht, kdnnen
ausnahmsweise auch ausserhalb des ordentlichen Termines
auf Beginn eines Monats vorgenommen werden.

3 Rickstufungen im Sinne der Personalverordnung sind unter
Bericksichtigung der Kiindigungsfrist jederzeit zuldssig.

4 Einmalige Zulagen fir besondere Einsatze oder Dienstleistun-
gen, Funktionszulagen und andere Verglitungen sind in der
Regel per 1. Januar zuzusprechen.

Art. 5 Erginzende Bestimmungen
! Der Gemeinderat beschliesst mit dem Budget den prozentua-
len Anteil der Lohnsumme fir individuelle Stufenaufstiege.

2 Bei der Beférderung in die erste oder zweite Leistungsklasse
wird der neue Lohn um eine bis drei Stufen oberhalb des bis-
herigen Lohnes festgelegt.

Art. 6 Lohnauszahlung
! Der Lohn wird in der Regel am 25. Tag des Kalendermonats
ausbezahlt.

2 Der 13. Monatslohn wird je zur Halfte im Juni und im Dezem-
ber ausgerichtet.

3Vorschusse dlrfen nur fur den laufenden Monat und im Falle
einer Notlage der Mitarbeitenden ausbezahlt werden. Der Vor-
schuss muss von der Verwaltungsleitung schriftlich bewilligt
werden.



Art. 7 Dienstkleider
Die Abteilungsleitenden regeln die Zuteilung von Dienstklei-
dern, die Art und Weise sowie die Verwendungszeit derselben.

Dienstkleider werden durch die Gemeinde unentgeltlich zur
Verfligung gestellt.

B. Anerkennung besonderer Leistungen, Dienstaltersge-
schenk

Art. 8 Auszahlung

Die oder der Mitarbeitende stellt Antrag flir den Bezug des
Dienstaltersgeschenkes in Form von Urlaub oder einer Baraus-
zahlung. Die Verwaltungsleitung entscheidet unter Berlcksich-
tigung der personlichen und betrieblichen Verhaltnisse Gber
den Antrag.

IV. Teuerungszulage und Kinderzulagen

A. Teuerungszulagen

Art. 9 Besondere Anwendungsfille

1 Der Gemeinderat legt den Teuerungsausgleich unter Bertck-
sichtigung des Arbeitsmarktes in der Region sowie der finanzi-
ellen Situation des Gemeindehaushaltes fest.

2 Folgende Anspriiche werden gegebenenfalls an die Teuerung
angepasst:

a) Lohn gemadss Art. 26 Personalverordnung,

b) standige, wiederkehrende Zulagen mit Lohncharakter,

c) Taggelder, Pauschalen von Stundenléhnen.

Art. 10 Periodische Anpassung, besondere Vereinba-
rung, Zweifelsfille

Der Gemeinderat passt folgende Entschadigungen nach Bedarf
der Teuerung an:

a) Ersatz von pauschalen Barauslagen,

b) Vergiitungen fiir Nacht-, Sonntags-, Schicht- und Pikett-
dienst.
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V. Ersatz der dienstlichen Auslagen, Sachschaden

Art. 11 Private Fahrzeuge

1 Grundsatzlich sind fir Dienstreisen 6ffentliche Verkehrsmittel
zu benttzen. Wenn mdéglich sind hierfir die ZVV-Billette der
Gemeinde zu benutzen.

21m Ubrigen wird auf die Bestimmungen von §§ 66-68 der
Vollzugsverordnung zum Personalgesetz des Kantons Zirich
(VVO) verwiesen.

Art. 12 Verpflegungskosten

Es wird explizit auf die Bestimmungen gemass § 69 Abs 1, 2
und 4 der Vollzugsverordnung zum Personalgesetz des Kan-
tons Zirich (VVO) verwiesen.

Art. 13 Nebenauslagen
Die Geltendmachung von Nebenauslagen gemass § 71 VVO
wird ausgeschlossen.

Art. 14 Private Beniitzung von Telefon und Computer

! Den Mitarbeitenden ist es grundsatzlich gestattet, die
gemeindeeigenen Telekommunikationsmittel, Fotokopierer und
Drucker in kleinem Umfang privat zu nutzen. Die Verwaltungs-
leitung legt die Nutzungsgebihren fest.

2 Die Verwaltungsleitung erlésst Regelungen fiir den Gebrauch
von Mobilgeraten fir die Arbeit.

VI. Ferien und Urlaub, Mutterschaft, Krankheit, Unfall
und Tod, Militardienst, Schutzdienst und Zivildienst

A. Ferien

Art. 15 Ferienanspruch

! Der Ferienanspruch richtet sich nach § 79 der Vollzugsverord-
nung zum Personalgesetz des Kantons Zirich (VVO) festge-
setzt.

2FUr den Ustermart, das Knabenschiessen und den Fasnachts-
montag werden den Mitarbeitenden pro Jahr zusatzlich 1,5
Ferientage gewahrt, die an beliebigen Tagen bezogen werden
kénnen.



Art. 16 Bezug der Ferien
1 Die Ferien sind so zu verteilen, dass sich die Mitarbeitenden
ohne Anstellung von Aushilfen gegenseitig vertreten kdnnen.

2 Grundsatzlich ist die Feriengutschrift innerhalb eines Jahres
zu beziehen, wobei mindestens zwei Ferienwochen zusammen-
hdngend sein missen.

3 Ferien, die im laufenden Kalenderjahr aus dienstlichen oder
triftigen persdnlichen Griinden nicht bezogen werden kdnnen,
sollen bis spatestens Mitte des folgenden Kalenderjahres bezo-
gen werden.

4 Ubertragungen von Ferientagen sowie der ausnahmsweise
Vorbezug von Ferien bedirfen der Bewilligung der Verwal-
tungsleitung.

B. Urlaub, Abordnungen

Art. 17 Personliche Angelegenheiten

LFur den Umfang von bezahltem Urlaub flr familidre Ereignis-
se und die Erledigung personlicher Angelegenheiten gelten §§

84 bis 86 Vollzugsverordnung zum Personalgesetz des Kantons
Zurich (VVO).

2 Wird far familidre Ereignisse oder persénliche Angelegenhei-
ten bezahlter Urlaub im Umfang der notwenigen Zeit gewahrt,
ist die beanspruchte Arbeitszeit méglichst gering zu halten.

3 Arztbesuche (inkl. angeordnete Therapien) sind nach Mdéglich-
keit auf arbeitsfreie Tage oder Randzeiten zu legen.

4 Die tagliche Regelarbeitszeit darf an diesen Tagen nicht tber-
schritten werden. Fallen Ereignisse auf einen Wochentag ohne
Regelarbeitszeit, kann kein bezahlter Urlaub beansprucht wer-
den.
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Art. 18 Zustdndigkeiten

L Far die Gewahrung von bezahltem Urlaub fur humanitare Ein-
satze, J&S-Kurse, Feuerwehr-Kaderkurse und dergleichen bis
insgesamt zehn Tage pro Jahr ist die Verwaltungsleitung zu-
standig.

2 Fir die Gewéahrung von bezahltem Urlaub von mehr als zehn
Arbeitstagen pro Jahr ist der Gemeinderat bzw. die Schulpflege
zustandig.

Art. 19 Unbezahlter Urlaub
L Unbezahlter Urlaub kann nur gewahrt werden, wenn die
dienstlichen Verhaltnisse es gestatten.

2 Fur die Bewilligung von unbezahltem Urlaub ist die Anstel-
lungsinstanz zustandig.

Art. 20 Externe Weiterbildungsveranstaltungen
Der Gemeinderat bzw. die Schulpflege erlasst ein Reglement
Uber den Besuch externer Aus- und Weiterbildungen.

C. Krankheit bei Unfall

1. Allgemeine Bestimmungen

Art. 21 Lohnfortzahlung

Dienstaussetzungen wegen Krankheit und Unfall im Sinne des
Bundesgesetzes Uber die Unfallversicherung werden hinsicht-
lich der Dauer und der H6he der Lohnzahlung gleichbehandelt
wie Berufsunfall oder Berufskrankheit.

Art. 22 Unfallversicherung

! Der Gemeinderat sorgt fiir den Abschluss von Versicherungs-
vertragen fur die obligatorische Unfallversicherung fir diejeni-
gen Mitarbeitenden, welche nicht bei der SUVA versichert sind.

2 Die Gemeinde tragt die Pramien fur die Nichtberufsunfallver-
sicherung.

3 Die Betreuung der Unfallversicherung, insbesondere der Ver-
kehr mit dem Versicherungstrager, die Koordination sowie die
allgemeine Information des Personals, obliegt der Finanzver-
waltung.



4 Die Verwaltungsleitung tbergibt neu eintretenden Mitarbei-
tenden ein Informationsblatt zur Unfallversicherung und infor-
miert sie darlber, ob sie fur Nichtberufsunfall versichert sind.
Die aus dem Arbeitsverhaltnis oder der Nichtberufsunfallversi-
cherung ausscheidenden Mitarbeitenden informiert die Verwal-
tungsleitung schriftlich Gber die notwendige Meldung an ihren
Krankenversicherer.

> Die Finanzverwaltung sorgt fur die korrekte Meldung der Un-
falle und die Weiterleitung des Unfallscheins an die Versiche-
rungstrager.

2. Besondere Bestimmungen fiir Berufsunfall und
Berufskrankheit

Art. 23 Grundsdtze

1 Bei Arbeitsunféahigkeit wegen Berufsunfalls und Berufskrank-
heit im Sinne des Bundesgesetzes liber die Unfallversicherung
wird den Mitarbeitenden wahrend 24 Monaten der volle Lohn
ausgerichtet. Wiederholte Dienstaussetzungen wegen Berufs-
unfalls werden flr die Lohnzahlung nicht zusammengezahlt.

2Im Umfang der Leistungen der Gemeinde gehen Anspriiche
der Angestellten gegen haftpflichtige Dritte auf die Gemeinde
Uber.

VII. Ferien und Urlaub, Mutterschaft, Krankheit, Unfall
und Tod, Militardienst, Schutzdienst und Zivildienst

A. Arbeitszeit, Uberzeit

Art. 24 Grundsitze

! Die Arbeitszeit betrégt in der Regel 42 Stunden pro Woche.
Sie wird grundsatzlich auf finf Tage verteilt, wobei der Sams-
tag und Sonntag in der Regel arbeitsfrei sind.

2 Jberzeit muss grundsétzlich vorgéngig, im Notfall nachtrag-
lich, von der Verwaltungsleitung bewilligt werden.

3 Der Gemeinderat regelt die Arbeitszeit in einem separaten
Reglement.

Grundsatze
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B. Nacht-, Sonntags-, Schicht- und Pikettdienst

Art. 25 Vergiitung fiir Nacht-, Sonntags- und Schicht-
dienst, Zeitgutschrift

Der Gemeinderat legt die Zulagen fur sich aus dem Arbeitsver-
hdltnis ergebenden Pikett-, Nacht-, Sonntags- und Schicht-
dienste in einem separaten Reglement fest.

VIII. Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 26 Berechnung der Dienstjahre

Arbeitsverhaltnisse, die bei der Gemeinde vor dem Inkrafttre-

ten dieser Verordnung Bestand hatten, werden ungeachtet des
Beschaftigungsgrades fir die Berechnung der Dienstjahre mit-
berlicksichtigt.

Art. 27 Inkrafttreten, Aufhebung bisherigen Rechts
Diese Vollzugsbestimmungen treten am 1. Juli 2026 in Kraft.

Frihere Weisungen und Richtlinien des Gemeinderates bzw.
der Schulpflege und der Verwaltungsleitung gelten bis zum
Erlass sie ersetzender Bestimmungen weiter, sofern sie der
Personalverordnung und diesen Vollzugsbestimmungen nicht
widersprechen.

Vom Gemeinderat genehmigt am 1. September 2026:

GEMEINDERAT VOLKETSWIL

Jean-Philippe Pinto Beat Grob

Gemeindeprasident Gemeindeschreiber
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	Art. 10 Periodische Anpassung, besondere Ver­ein­ba­rung, Zweifelsfälle


	V. Ersatz der dienstlichen Auslagen, Sachschaden
	 
	Art. 11 Private Fahrzeuge
	 
	1 Grundsätzlich sind für Dienstreisen öffentliche Verkehrsmittel zu benützen. Wenn möglich sind hierfür die ZVV-Billette der Gemeinde zu benutzen.
	
	2 Im Übrigen wird auf die Bestimmungen von §§ 66-68 der Voll­zugs­ver­ord­nung zum Personalgesetz des Kantons Zürich (VVO) verwiesen.


	Art. 12 Verpflegungskosten
	Art. 13 Nebenauslagen
	Art. 14 Private Benützung von Telefon und Computer
	 
	1 Den Mitarbeitenden ist es grundsätzlich gestattet, die gemeindeeigenen Telekommunikationsmittel, Fotokopierer und Drucker in kleinem Umfang privat zu nutzen. Die Ver­wal­tungs­lei­tung legt die Nutzungsgebühren fest.
	2 Die Verwaltungsleitung erlässt Regelungen für den Gebrauch von Mobilgeräten für die Arbeit.




	VI. Ferien und Urlaub, Mutterschaft, Krankheit, Unfall und Tod, Militärdienst, Schutzdienst und Zivildienst
	A. Ferien
	Art. 15 Ferienanspruch
	 
	1 Der Ferienanspruch richtet sich nach § 79 der Voll­zugs­ver­ord­nung zum Personalgesetz des Kantons Zürich (VVO) fest­ge­setzt.
	2 Für den Ustermärt, das Knabenschiessen und den Fas­nachts­mon­tag werden den Mitarbeitenden pro Jahr zusätzlich 1,5 Ferientage gewährt, die an beliebigen Tagen bezogen werden können.


	Art. 16 Bezug der Ferien
	 
	1 Die Ferien sind so zu verteilen, dass sich die Mitarbeitenden ohne Anstellung von Aushilfen gegenseitig vertreten können.
	
	2 Grundsätzlich ist die Feriengutschrift innerhalb eines Jahres zu beziehen, wobei mindestens zwei Ferienwochen zu­sam­men­hän­gend sein müssen.
	3 Ferien, die im laufenden Kalenderjahr aus dienstlichen oder triftigen persönlichen Gründen nicht bezogen werden können, sollen bis spätestens Mitte des folgenden Kalenderjahres be­zo­gen werden.
	
	4 Übertragungen von Ferientagen sowie der ausnahmsweise Vor­be­zug von Ferien bedürfen der Bewilligung der Ver­wal­tungs­lei­tung.
	



	B. Urlaub, Abordnungen
	Art. 17 Persönliche Angelegenheiten
	 
	1 Für den Umfang von bezahltem Urlaub für familiäre Er­eig­nis­se und die Erledigung persönlicher Angelegenheiten gelten §§ 84 bis 86 Vollzugsverordnung zum Personalgesetz des Kantons Zürich (VVO).
	
	2 Wird für familiäre Ereignisse oder persönliche An­ge­le­gen­hei­ten bezahlter Urlaub im Umfang der notwenigen Zeit gewährt, ist die beanspruchte Arbeitszeit möglichst gering zu halten.
	3 Arztbesuche (inkl. angeordnete Therapien) sind nach Mög­lich­keit auf arbeitsfreie Tage oder Randzeiten zu legen.
	4 Die tägliche Regelarbeitszeit darf an diesen Tagen nicht über­schrit­ten werden. Fallen Ereignisse auf einen Wochentag ohne Regelarbeitszeit, kann kein bezahlter Urlaub beansprucht wer­den.


	Art. 18 Zuständigkeiten
	 
	1 Für die Gewährung von bezahltem Urlaub für humanitäre Ein­sät­ze, J&S-Kurse, Feuerwehr-Kaderkurse und dergleichen bis insgesamt zehn Tage pro Jahr ist die Verwaltungsleitung zu­stän­dig.
	2 Für die Gewährung von bezahltem Urlaub von mehr als zehn Arbeitstagen pro Jahr ist der Gemeinderat bzw. die Schulpflege zuständig.


	Art. 19 Unbezahlter Urlaub
	 
	1 Unbezahlter Urlaub kann nur gewährt werden, wenn die dienst­li­chen Verhältnisse es gestatten. 
	2 Für die Bewilligung von unbezahltem Urlaub ist die An­stel­lungs­in­stanz zuständig.


	Art. 20 Externe Weiterbildungsveranstaltungen

	C. Krankheit bei Unfall
	Art. 21 Lohnfortzahlung
	 
	Dienstaussetzungen wegen Krankheit und Unfall im Sinne des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung werden hin­sicht­lich der Dauer und der Höhe der Lohnzahlung gleichbehandelt wie Berufsunfall oder Berufskrankheit.


	Art. 22 Unfallversicherung
	 
	1 Der Gemeinderat sorgt für den Abschluss von Ver­si­che­rungs­ver­trä­gen für die obligatorische Unfallversicherung für die­je­ni­gen Mitarbeitenden, welche nicht bei der SUVA versichert sind.
	
	2 Die Gemeinde trägt die Prämien für die Nicht­be­rufs­un­fall­ver­si­che­rung.
	3 Die Betreuung der Unfallversicherung, insbesondere der Ver­kehr mit dem Versicherungsträger, die Koordination sowie die allgemeine Information des Personals, obliegt der Fi­nanz­ver­wal­tung.
	4 Die Verwaltungsleitung übergibt neu eintretenden Mit­ar­bei­ten­den ein Informationsblatt zur Unfallversicherung und in­for­miert sie darüber, ob sie für Nichtberufsunfall versichert sind. Die aus dem Arbeitsverhältnis oder der Nicht­be­rufs­un­fall...
	5 Die Finanzverwaltung sorgt für die korrekte Meldung der Un­fäl­le und die Weiterleitung des Unfallscheins an die Ver­si­che­rungs­trä­ger.


	Art. 23 Grundsätze
	 
	1 Bei Arbeitsunfähigkeit wegen Berufsunfalls und Be­rufs­krank­heit im Sinne des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung wird den Mitarbeitenden während 24 Monaten der volle Lohn ausgerichtet. Wiederholte Dienstaussetzungen wegen Be­rufs­un­falls w...
	
	2 Im Umfang der Leistungen der Gemeinde gehen Ansprüche der Angestellten gegen haftpflichtige Dritte auf die Gemeinde über.
	
	




	VII. Ferien und Urlaub, Mutterschaft, Krankheit, Unfall und Tod, Militärdienst, Schutzdienst und Zivildienst
	A. Arbeitszeit, Überzeit
	Art. 24 Grundsätze
	 
	1 Die Arbeitszeit beträgt in der Regel 42 Stunden pro Woche. Sie wird grundsätzlich auf fünf Tage verteilt, wobei der Sams­tag und Sonntag in der Regel arbeitsfrei sind.
	
	2 Überzeit muss grundsätzlich vorgängig, im Notfall nach­träg­lich, von der Verwaltungsleitung bewilligt werden.
	
	3 Der Gemeinderat regelt die Arbeitszeit in einem separaten Re­gle­ment.



	B. Nacht-, Sonntags-, Schicht- und Pikettdienst
	Art. 25 Vergütung für Nacht-, Sonntags- und Schicht­dienst, Zeitgutschrift
	 
	
	




	VIII. Übergangs- und Schlussbestimmungen
	 
	Art. 26 Berechnung der Dienstjahre
	 
	Arbeitsverhältnisse, die bei der Gemeinde vor dem In­kraft­tre­ten dieser Verordnung Bestand hatten, werden ungeachtet des Beschäftigungsgrades für die Berechnung der Dienstjahre mit­be­rück­sich­tigt. 
	


	Art. 27 Inkrafttreten, Aufhebung bisherigen Rechts
	 
	
	
	Vom Gemeinderat genehmigt am 1. September 2026:
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